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1978 "05- 1 a Anfrage 

der Abgeordneten Dr. WIESINGER 

und Genossen 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung 

betreffend Zuschuß der Pensionsversicherungsanstalten zur 

Finanzierung eines neuen Pavillons des Wiener Hanusch-Krankenhauses 

in Höhe von 29 Millionen Schilling 

Die "Wochenpresse" vom 26.4.1978 berichtet unter dem Titel 

"Honorige Sponsoren" über die Finanzierung eines neuen Pavillons 

des der Wiener Gebietskrankenkasse gehörenden Hanusch-Krankenhauses. 

Im einze lnen schreibt die "Wochenpresse": 

"Die Ursache für den schwelenden Zorn über die Finanzierung des 
Hanusch-PaviZlons: Während sich fast alle Spitäler - vor allem in 
den Bundesländern - mit erdrückenden Kostensorgen herumschlagen 
und mit dem dünnen Geldfluß aus öffentlichen Kassen begnügen müssen~ 
griffen für diesen Neubau finanzkräftige Parteifreunde des 
Vielfach-Funktionärs und SP~Abgeordneten Karl Sekanina~ der als 
Chef der Gebietskrankenkasse auch als Boß des kasseneigenen 
Hanuschkrankenhauses fungiert~ kräftig in die '-['aschen der Pensions­
t,ersicherungen. 

Der Obmann der Pensionsanstalt der Angestell"ten (PVAng) und 
SP-Parlamentarier Alfred Dallinger sponserte aus dem Budget der 
Angeutellten-Pensionisten 10 Millionen SchiZZing~ und die 
Alten-Versicherung der Arbeiter (PVArb) schoß für das Sekanina-Projekt 
- trotz notorischer Geldknappheit - gar 19 MilZ~onen zu . . . . . . . . . . . . . . 
Daß die finanzielle Spritze aus den Pensionsversicherungsanstalten 
dafür ohne gesetzliche Deckung verabreicht wurde~ wie einige Beamte 
des Sozialministeriums - der Aufsichtsbehörde - unken~ wird Stachel' 
als politisch und medizinisch potenten Leiter der 3. medizinischen 
Abteilung dabei wenig tangieren." 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für soziale Vez'",altung folgende 

.. 
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A n fra g e : 

1) Ist es del' Auffassung des Bundesminis teriums füT' soziaZe 

VeT'waltung aZs AufsichtsbehöT'de nach gesetzlich gedeckt -

§ 81 ASVG besagt, daß Mittel deT' SozialveT'sicheT'ung nuT' fUT' 

gesetzlich vOT'geschT'iebene odeT' aulassige Zwecke veT'wendet 

werden dÜT'fen, - daß die PensionsveT'sicheT'ungsanstalten 

veT'loT'ene Zuschüsse ZUT' ET'T'ichtung von KT'ankenanstalten ohne 

Beteiligung an der TT'ageT'schaftgewahT'en ? 

2) Wenn nein, was weT'den Sie als Aufsichtsbehörde unteT'nehmen, um 

hinkünftig solche Zuschußleistungen zu unteT'binden ? 

3) Wenn ja, veT'tT'eten Sie die Auffassung, daß die Pensions­

versicheT'ungsanstalten aus GleichbehandlungsgT'unden veT'pfZichtet 

sind, sich an den ET'T'ichtungskosten von KT'ankenanstaZten und 

andeT'en GesundheitseinT'ichtungen zu beteiZigen, sofeT'ne 

VeT'sicheT'te als potentielZe Patienten in FT'age kommen? 
. I 

4) Müßten übeT' soZche TT'ansaktionen nicht GT'undsatzbeschZUsse 

(Richtlinien odeT' ähnliches) deT' zuständigen SelbstveT'waZdung8-

oT'gane gefaßt werden ? 
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